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Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
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Ueber die Staatsbürgerſchaſt nach öſterreichiſchem Rechte. Von Dr. 
M. E. Burckhard, k. k. Gerichtsadjuncten. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Anwendung des Grundſatzes des 8 465 St. P. O., betreffend die Ergreifung von 
Berufungen an Stelle des Verurtheilten, auf das politiſche Strafverfahren. 

Unter der „Dauer der Seſſion“, während welcher die Mitglieder des Reichsrathes 
und der Landtage ohne Zuſtimmung des Hauſes nicht verfolgt werden kön⸗ 
nen, iſt die Zeit zwiſchen der vom Kaiſer angeordneten Eröffnung und 
Schließung der Sitzungen zu verſtehen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ueber die Staatsbürgerſchaft nach öſterreichiſchem 
Rechte. 
Von Dr. M. E. Burckhard, k. k. Gerichtsadjuncten. 
Schluß.) 
Verluſt der Staatsbürgerſchaft. 

Nach den oben aufgeſtellten Grundſätzen würde die öſterr. Staats⸗ 
bürgerſchaft verloren gehen durch den anerkannten Erwerb einer ſremden 
Staatsbürgerſchaft und nur durch den Erwerb einer ſolchen. Es würde 
ſich alſo nur um die Frage handeln, wann wird eine fremde Staats⸗ 
bürgerſchaft erworben, beziehungsweiſe als erworben anerkannt. Der 
Grundſatz, daß die öſterr. Staatsbürgerſchaft nur durch Erwerb einer 
fremden Staatsbürgerſchaft verloren werden könne, iſt jedoch in der 
Geſetzgebung weder zur vollkommen klaren Erkenntniß noch zur ga 


Staatsbürgerſchaft. $ 1 des Auswanderungspatentes hatte eine Defini⸗ 
tion der Auswanderung aufgeſtellt: „der aus den kaiſerlichen Staaten 
in einen auswärtigen Staat ſich begibt, mit dem Vorſatze nicht wieder 
zurückzukehren“, welche dasſelbe Auswanderungspatent ſofort wieder 
über den Haufen warf, indem es eine Reihe von Fällen aufzählte, in 
denen dieſer Vorſatz zu „entnehmen“ ſei. Hienach iſt alſo nicht der ein 
Auswanderer, welcher den fraglichen Vorſatz hat (das kann kein Menſch 
wiſſen, was ein anderer „vorhat“), ſondern, der eine ausländiſche 
Staatsbürgerſchaft, Civil⸗ oder Militärſtelle annimmt, in ein auslän⸗ 
diſches religiöfes Inſtitut eintritt, fünf, beziehungsweiſe zehn Jahre im 
Auslande ſich aufhält, einer Einberufung nicht Folge leiſtet. Das Aus⸗ 
wanderungspatent ($ 10 a) ſetzte nun als Strafe der unbefugten 
Auswanderung den Verluſt der Staatsbürgerſchaft feſt; der befugte 
Auswanderer aber wurde (8 9) aus der Staatsbürgerſchaft entlaſſen. 
Da aber nunmehr nach Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. De⸗ 
cember 1867, R. G. Bl. Nr. 142, „die Freiheit der Auswanderung 
von Staatswegen nur durch die Wehrpflicht beſchränkt“ iſt, kann in 
keinem Falle der Verluſt der Staatsbürgerſchaft mehr als eine Strafe 
der Auswanderung eintreten, denn bei den Nichtmilitärpflichtigen wäre 


eine Strafe überhaupt unzuläſſig, bei den Militärpflichtigen aber wäre 


fie inconfequent, da ja mit dem Erlöſchen der Staatsbürgerſchaft logi⸗ 


ſcherweiſe auch die Wehrpflicht erlöſche und gerade den Wehrpflichtigen 


der Staat nicht entläßt. Eine Eutlaſſung aus der Staatsbürgerſchaft 


aber erfolgt gegenwärtig nicht mehr. 55) Es tritt daher keineswegs der 
Verluſt der Staatshürgerichaft als Folge der Auswanderung ein. Wenn 
dem ungeachtet ſelbſt in Regierungsverordnungen 50) von der Voraus⸗ 


35) Pgl. z. B. den in Note 32 cit. M. E. über das mit dem Deutſchen 


Reiche getroffene Uebereinkommen und den Erlaß des M. d. Inn. 3. Juni 1868, 
| 3. 7201. Der Grund, warum in dieſen Fällen im Principe keine Entlaſſungs⸗ 


conſequenten Durchführung gelangt. Und doch wird ungeachtet ſchein- urkunden mehr ausgeſtellt werden (d. i. keine ausdrücklichen Entlaſſungen aus 


barer Widerſprüche im Ausdrucke auf Grund einer Reihe geſetzlicher 
Beſtimmungen dieſes Princip als für das öſterr. Recht geltend aner⸗ 
kannt werden müſſen. 


Ausländer (§S 92 a. b. G. B. und § 19 des Auswanderungspatentes 
vom 24. März 1832, J. G. S. Nr. 2557), 3%) 2. die Auswanderung, 


3. die Auswanderung des Parens hinſichtlich der noch nicht eigenberech⸗ 
Verträgen mit fremden Staaten nicht nur das eigene und nicht nur das 


Der erſtere Fall wurzelt jedenfalls in der reciproquen Anerkennung, momentan geltende Recht ins Auge gefaßt und in Combination gezogen werden 


beziehungsweiſe Vorausſetzung, daß durch die Verehelichung mit einem 


tigten Kinder (§§8 16 bis 18 ibid.). 


Ausländer nach dem Rechte feines Staates die Staatsbürgerſchaft Filr 
ſeine Ehegattin erworben werde. Hinſichtlich der beiden anderen erwähnten 
Fälle jedoch iſt m. E. zu unterfcheiden zwiſchen der Auswanderüng 
und dem unter Umſtänden als ihre Folge eintretenden Verluſte der 


der Staatsbürgerſchaft mehr erfolgen), dürfte jedoch kaum in der richtigen Er⸗ 
kenntniß des oben sub 3 aufgeſtellten Grundſatzes, ſondern mehr in der Ver⸗ 
wechslung von Auswanderung und Verluſt der Staatsbürgerſchaft liegen. Vgl. 


folg. Note. 
Als Fälle des Erlöſchens der öſterr. Staatsbürgerſchaft pflegen 
angeführt zu werden: 1. Die Verehelichung einer Inländerin mit einem 


36) So Vdg. des Min. d. Inn. 18. Aug. 1875 (R. G Bl. Nr. 112), 
betreffend das Uebereinkommen mit dem Deutſchen Reiche über die Verpflichtung 
jeden Theiles, ſeine Angehörigen wieder zurückzunehmen, auch wenn ſie die Staats⸗ 
angehörigkeit nach der inländiſchen Geſetzgebung bereits verloren haben, ſoferne 
fie nicht die fremde Staatsbürgerſchaft nach den dortigen Geſetzen erworben haben. 
Dieſe Ausdrucksweiſe iſt übrigens um ſo weniger von Bedeutung, als ja bei 


muß. Ferners der Erl. des Min. d. Inn. 18. Juli 1870, 3. 3806, betreffend 
die zum Scheine abgegebenen Erklarungen noch nicht Wehrpflichtiger, „aus dem 
öſterr. Staatsverbande treten zu wollen“. Das Miniſterium ſah ſich veranlaßt, 
aus $ 1 des Auswanderungspatentes darzuthun, „daß die Ausſcheidung aus dem 
Staatsverbande nur dann als erfolgt angeſehen werden kann, wenn die Aus⸗ 
wanderung wirklich ſtattgefunden hat; und aus der noch andauernden Staats⸗ 
bürgerſchaft wird wieder gefolgert, daß die Wehrpflicht nicht erloſchen iſt. Dies 
würde aber ſchon aus der einfachen Thatſache der noch nicht erfolgten Auswan⸗ 


%) Anderer Anficht für das frühere Recht Raule, Z. f. ö. R. 1828, I, derung ſich ergeben. Nicht der Austritt aus der Staatsbürgerſchaft iſt anzumel⸗ 


N. XII, S. 173—188. 


den, ſondern die Auswanderung, und eine bloße Anmeldung der Auswande⸗ 


ſetzung ausgegangen wird, es könne die einheimiſche Staatsbürgerſchaft 
durch die bloße Auswanderung verloren werden, ohne daß eine fremde 
erworben ſei, ſo beruht dies wohl auf einer Verwechslung der Begriffe 
Auswanderung und Verluſt der Staatsbürgerſchaft. Ja gerade aus der 
oben (Note 36) angeführten Vereinbarung mit dem Deutſchen Reiche im 
Zusammenhange mit $ 16 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, 
R. G. Bl. Nr. 105, 37) ergibt ſich, daß der Staat ſich eines feiner 
Staatsbürger, inſolange derſelbe nicht eine fremde Staatsbürgerſchaft 
erworben hat, weder gegen noch mit deſſen Willen entledigen kann. 
Derſelbe muß immer wieder übernommen, einer Gemeinde zugewieſen 
und ſomit als Staatsbürger angeſehen werden, d. h., richtig ausgedrückt, 
er verliert die öſterr. Staatsbürgerſchaft überhaupt gar nicht. “s) 

Die öſterr. Staatsbürgerſchaft erliſcht alſo nur durch den aner⸗ 
kannten Erwerb einer fremden Staatsbürgerſchaft Der Erwerb einer 
fremden Staatsbürgerſchaſt aber wird gegebenen Falles anerkannt: 
1. im Falle einer Verehelichung einer Frauensperſon mit einem Aus⸗ 
länder, oder des nachträglichen Erwerbes einer fremden Staatsbürger⸗ 
ſchaft ſeitens ihres von ihr nicht getrennt lebenden Gatten, 2. im 
Falle der wirklich erfolgten Auswanderung eines Nichtwehrpflichtigen, ““) 
3. hinſichtlich Nichteigenberechtigter „o) im Falle ihr ehelicher Vater oder 
ihre außereheliche Mutter wirklich auswandern und eine fremde Staats⸗ 
bürgerſchaft erwerben, beziehungsweiſe dieſer Erwerb anerkannt ) wird, 
jedoch auch nur dann, wenn ſie ſelbſt nicht wehrpflichtig ſind. 


Wirkungen der Staats bürgerſchaft. 


Vermöge der Staatsbürgerſchaft iſt das Individuum Mitglied der 
ſtaatlichen Geſellſchaft und als ſolches aller Rechte dieſer Mitglieder 
gegen die Geſammtheit (d. i. eines Anſpruchs auf die Thätigkeit der 
Geſammtheit für ſeine Intereſſen in den im Geſetze beftimmten Fällen) 
theilhaftig, zugleich aber auch den Pflichten dieſer Mitgliedſchaft gegen 
die Geſammtheit (d. i. der Verpflichtung zu den aus ihr zu Gunſten 
der Geſammtheit folgenden Leiſtungen und Handlungen) unterworfen. 


rung iſt noch keine Auswanderung. Daß der anerkannte Erwerb einer fremden 
Staatsbürgerſchaft die Wehrpflicht (auch ohne Auswanderung) aufhebt, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich (3. B. der Vater des noch nicht Wehrpflichtigen wird fremder Staats⸗ 
bürger); nach Art. + Geſ. 21. Dec. 1867 (R. G. Bl. Nr. 142) im Zuſammen⸗ 
hange mit § 3 Wehrgeſ. 5. Dec. 1868 (R. G. Bl. Nr. 151) wird jedoch die 
nachmalige Wehrpflicht eines zur Auswanderungszeit noch nicht Wehrpflichtigen 
ſchon durch die bloße Auswanderung, auch wenn fe nicht mit dem Erwerbe einer 
neuen und dem Verluſte der alten Staatsbürgerſchaft verbunden iſt, behoben, oder 
richtiger, die Auswanderung noch nicht Wehrpflichtiger wird um der ſpäteren 
Wehrpflicht willen nicht unterſagt, noch von dem Ausgewanderten verlangt, daß 
er zur militäriſchen Dienſtleiſtung zurückkehre. Es iſt dies eine durch Art. 4, 
Gel. 21. Dec. 1867 (R. G. Bl. Nr. 142) bedingte Einſchränkung des S 1 Gef. 
5. Dec. 1868 (R. G. Bl. Nr. 151), wonach die Wehrpflicht „von jedem wehr⸗ 
pflichtigen Staatsbürger“ erfüllt werden muß. Wenn daher der Ausgewanderte 
wieder „einwandert“, ſo unterliegt er ganz gewiß eo ipso der Wehrpflicht, in⸗ 
ſoferne er nicht auch eine fremde Staatsbürgerſchaft erworben und die eigene ver⸗ 
loren hat. 

955 „Sollte eine Perſon, welche die Staatsbürgerſchaft verloren hat, in 
Folge von Staatsverträgen wieder übernommen werden müſſen, oder ſollte ſie in 
den öſterreichiſchen Staat, um daſelbſt zu verbleiben, wiederkehren und dann deren 
Uebernahme von einem anderen Staate nicht erzielt werden, ſo tritt ſie in das 
Heimatsrecht zurück, welches ſie vor dem Verluſte der Staatsbürgerſchaft hatte.“ 
Nach § 2, Al. 1 cit. erwirbt fie ſomit auch wieder das Staatsbürgerrecht. 

88) Die Ausdrucksweiſe des $ 16 Heim.⸗Geſ. kann hieran um jo weniger 
etwas ändern, als dieſes Geſetz doch ſchon vor dem gegenwärtig maßgebenden 
Geſetze 21. Dec. 1867 (R. G. Bl. Nr. 142) Art. 4 erfloſſen iſt. A. A. hinſicht⸗ 
lich der ganzen Frage Vesque v. Püttlingen, J. Priv. S. 109: „Die Aus⸗ 
wanderung zieht wohl auch jetzt als Folge derſelben den Verluſt der Staats⸗ 
bürgerſchaft nach ſich.“ 

30) Vgl. N. 36. Die fremde Staatsbürgerſchaft wird bei einem Wehrpflich⸗ 
tigen nur anerkannt, wenn die Bewilligung zur Auswanderung vom Reichskriegs⸗ 
beziehungsweiſe Landesvertheidigungsminiſterium ertheilt wurde. Die Wehrpflicht 
beginnt mit dem 1. Januar des Kalenderjahres, in dem das betreffende Indivi⸗ 
duum das zwanzigſte Lebensjahr vollendet (S 3 Wehrgeſetzes 5. Dec. 1868, 
R. G. Bl. Nr. 151). Vgl. aber den Staatsvertrag mit den Vereinigten Staaten 
14. Juli 1871 (R. G. Bl. Nr. 74), wonach in den Vereinigten Staaten natu⸗ 
raliſirte frühere öſterr. Staatsbürger, wenn ſie durch mindeſtens fünf Jahre in 
den Vereinigten Staaten ununterbrochen ſich aufgehalten haben, unbedingt als 
amerikaniſche Bürger anzuſehen, und auch bei einer eventuellen Rückkehr wegen 
Verletzungen der Wehrpflicht nicht zur Verantwortung zu ziehen ſind. 

*) Ob fie von den Auswanderern mitgenommen oder zurückgelaſſen wer⸗ 
den, iſt gleichgiltig. 

) Wäre der eheliche Vater (dem dann entweder ein Eheconſens ertheilt 
worden ſein müßte, oder der eine verbotene Ehe eingegangen hätte) noch wehr⸗ 
pflichtig, ſo würde ſeine eigene Erwerbüng der fremden Staatsbürgerſchaft, und 
darum auch die ſeiner Kinder nicht anerkannt werden. Daß 88 16—18 des 
Ausw. P. ein Anderes beſtimmten, hatte darin ſeinen Grund, daß nach dem eit. 
Patente der unbefugt Aüsgewanderte die öſterr. Staatsbürgerſchaft verlor. 
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Eine Folge der Mitgliedſchaft iſt, daß dem Staatsbürger der 
Aufenthalt im Staate nie verwehrt werden darf; ) da die Staats⸗ 
bürgerſchaft auch nicht aberkannt werden kann, gibt die Staatsbürgerſchaft 
dem Individuum ein dauerndes und nicht anders als in Folge frei⸗ 
williger mittelbarer oder unmittelbarer Entſagung erlöſchendes Recht 
auf Aufenthalt (unter gewiſſen Umſtänden auch Verſorgung) im Heimats⸗ 
ſtaate. 

Da nach öſterr. Rechte auf privatrechtlichem Gebiete die Ausländer 
mit den Staatsbürgern gleichgeſtellt find (5 33 a. b. G. B.), 49) und 
dieſe Gleichſtellung nur durch das Princip der Retorſion beſchränkt 
iſt, erſcheint für das privatrechtliche Gebiet nur in dieſer Richtung die 
Frage, ob jemand Oeſterreicher oder Fremder iſt, die Staatsbürgerſchaft 
ſomit, von Relevanz.“) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Anwendung des Grundſatzes des $ 465 St. P. O., betreffend 
die Ergreifung von Berufungen an Stelle des Verurtheilten, auf 
das politiſche Strafverfahren. 

Mit dem Erkenntniſſe des Gemeindevorſtandes in M. vom 
5. September 1881, 3. 225, wurde Katharina G. wegen Verkaufes 
geſundheitsſchädlichen Gebäckes zu einer Geldſtrafe von 10 fl. verurtheilt, 
nachdem ihr bereits vorher 44 Laib Brod confiscirt worden waren, 
deren Vertilgung unter Einem angeordnet wurde. 

Katharina G. führte hierüber Beſchwerde bei der k. k Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft H., wurde aber mit dem Beſcheide dieſer Bezirkshaupt⸗ 
mannſchafſt vom 27. September 1882, 3 2816, abgewieſen, die Geld⸗ 
ſtrafe wurde von 10 fl. auf 5 fl. herabgeſetzt. 

Am 14. November 1882 ftarb Katharina G. 

Am 24. November 1882 brachte Dr. L. in P. noe. der Katha⸗ 
rina G. einen Recurs an die Statthalterei ein, worin um Aufhebung 
des Straferkenntniſſes und Erſatz für die confiscirten Brode gebe⸗ 
ten wird. 

Die Statthalterei hat hierüber mit dem Erlaſſe vom 6. October 
1883, 3. 29.403, eröffnet, daß fie in eine Entſcheidung über dieſen 
Recurs nicht einzugehen finde, weil Katharina G. am 14. November 
v. J. geſtorben iſt und daher in deren Namen unterm 24. November 
v. J. ein Recurs nicht mehr eingebracht werden konnte. 

Dagegen brachte Dr. L. den Miniſterialrecurs ein, worin unter 
Vorlage der von Katharina G. am 20. September 1882 gefertigten 
Vollmacht geltend gemacht wurde, daß die einem Advocaten ertheilte 
Vollmacht auch auf die Erben gerichtet ſein müſſe ($ 416 a. G. O.), 
daher der Umſtand, daß Katharina G. geſtorben ſei, auf die Entſchei⸗ 
dung des vom Recurrenten als Rechtsfreund und Vertreter eingebrachten 
Berufung nicht die von der Statthalterei demſelben beigelegte Bedeutung 
haben könne. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 9. Jänner 1884, 
3. 20.393 ex 1883, hierüber entſchieden wie folgt: 


42) Vgl. § 1 Heim.⸗Geſ., ſowie 88 25 und 249 St. G. B. 

40) Es iſt ünrichtig, wenn Schiffner I, 8 57 S. 182 behauptet, es 
werde in $ 194 (wohl 192?) a. b. G. bezüglich der Vormundſchaft „ausdrücklich 
die Eigenſchaft eines Staatsbürgers“ gefordert. Nach § 192 ſoll „Einwohnern 
fremder Staaten“ nur „in der Regel keine Vormundſchaft aufgetragen werden“. 
Die Beſtimmung des Hofd. 28. Februar 1788, J. G. S. 790, über die (von 
zahlreichen Ausnahmen durchbrochene) Unfähigkeit Fremder zum Erwerbe von 
Bauerngütern iſt aufgehoben, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil es 
dermalen keine Bauerngüter im techniſchen Sinne der damaligen Verfugung 
mehr gibt. Vgl. Vesque, J. Pr. S. 266. Anderer Meinung Randa, 
Beſitz 8 9 N. 6, und Schiffner I, 8 57 N. 14. Mit Wärme tritt für die 
gänzliche Beſeitigung jeder privatrechtlichen Zurückſetzung Fremder (auch der An⸗ 
wendung der Reciprocität) ein: Papafa va, Sulla condizione civile degli stra- 
nieri, Trieſt 1881. Ueber die rechtliche Stellung der Fremden vgl. überhaupt 
Esperſon, II principio di nazionalitä applicato alle relazione civili inter- 
nationale, Pavia 1868, 211 S.; Strauch, Das Fremdenrecht, beſonders mit 
Rückſicht auf Handels⸗ und Gewerbetrieb der Ausländer, Goldſchmidt's Ztfr. f. 
H. R. XIII 1869, N. I, S. 1—44; Cockburn, Nationality, or the law rela- 
ting to subjects and aliens, London 1869, 217 S. 

43) Nach Grundſätzen der Retorſion ſind vom Beſitze und Eigenthume 
unbeweglicher Güter die Montenegriner ausgeſchloſſen. Die betreffenden Normen 
find angeführt bei Schiffner I, 8 57, S. 182. Vgl. auch daſelbſt N. 19 über 
die Aufhebung anderer früherer Beſchränkungen fremder Unterthanen im Erwerbe 
von Immobilien. Ueber die durch die Hofd. 23. Dec 1775, J. G. S. 1743, und 
3. Januar 1776, J. G. S. 1748, ſtatuirt geweſene Erbunfähigkeit der Türken und 
die Frage des Fortbeſtandes dieſer Beſtimmungen Billitzer J. Bl. 1880, N. 19. 


„Das Miniſterium findet dieſem Recurſe keine Folge zu geben. 
Denn es handelt ſich hier um den Recurs gegen ein Straferkenntniß 
zu Gunſten des Verurtheilten, welcher aber in ſinngemäßer Anwendung 
des § 465 St. P. O. nur von dem Angeklagten ſelbſt, von dem Ehe⸗ 
gatten, feinen Verwandten oder dem geſetzlichen Vertreter des pflege⸗ 
befohlenen Verurtheilten ergriffen werden kann, den Erben des Ange⸗ 
klagten aber, in welcher Beziehung die vorliegende Vollmacht 
angerufen wird, — ein Beſchwerderecht nur wegen der in dem Er⸗ 
kenntniſſe enthaltenen Entſcheidung über privatrechtliche Anſprüche zu⸗ 
ſteht Ein derartiger privatrechtlicher Anſpruch liegt aber hier nicht 
vor.“ 8. 


Unter der „Dauer der Seſſion“, während welcher die Mitglieder 
des Neichsrathes und der Landtage ohne Zuſtimmung des Hauſes 
nicht verfolgt werden können, iſt die Zeit zwiſchen der vom Kaiſer 
angeordneten Eröffnung und Schließung der Sitzungen zu verftehen. 

Für den 16. Juni 1883 war eine Hauptverhandlung wegen 
Vergehens nach § 11, Abi. 2 des Preßgeſetzes vor dem Kreisgerichte 
Roveredo anberaumt. Sie wurde jedoch vertagt, weil unter den An⸗ 
geklagten ſich C. befand, welcher inzwiſchen zum Abgeordneten in den 
Tiroler Landtag gewählt wurde, dieſer Landtag damals tagte und die 
angeſuchte Zuſtimmung zur Verfolgung in der Erwägung verweigert 
hatte, „daß es ſich um eine höchſt geringfügige Frage handle und 
Gefahr am Verzuge nicht vorhanden ſei“. Nach Beendigung der Land⸗ 
tagsſeſſion wurde die Hauptverhandlung wieder ausgeſchrieben und bei 
derſelben auch C. verurtheilt. Er ficht das Urtheil mit dem Nichtig⸗ 
keitsgrunde des 8.281, Z. 9, lit. b an, indem er darzuthun verſucht, 
daß er auch damals nicht ſtrafgerichtlich verſolgt werden konnte, weil 
der Landtag ſeine Zuſtimmung ausdrücklich verweigert habe. Bei der 
mündlichen Verhandlung machte die Vertheidigung geltend, daß der 
im § 2 des Geſetzes vom 3. October 1861 den Landtagsabgeordneten 
gewährte Schutz ſich nicht blos über die Sitzungs⸗, ſondern über die 
ganze Wahlperiode erſtrecke. Dagegen bemerkte der Generalprocurator: 
„Die in Frage ſtehende Geſetzesſtelle ſpricht im erſten Abſatze des 8 2 
aus, daß keine Verfolgung „während der Dauer der Seſſion“ ohne 
Zuſtimmung des Landtages ſtattfinden könne; die Abſätze 3 und 4 
ſtatuiren ein Recht des Vertretungskörpers, zu verlangen, daß „die 
Verfolgung für die ganze Sitzungsperiode aufgeſchoben werde“. Ein 
Beſchluß der letzteren Art liegt hier nicht vor, und iſt daher kein An- 
laß, zu unterſuchen, ob etwa behauptet werden könnte, daß unter 
„Sitzungsperiode“ ein Mehreres und Weiteres gemeint ſei, als unter 
„Seſſion“. Unter Seſſion iſt aber keinesfalls die Wahlperiode gemeint. 
Wäre dies beabſichtigt geweſen, ſo wäre es einfacher, kurzweg zu erklären, 
daß kein Mitglied ohne Zuſtimmung des Hauſes verfolgt werden könne; 
der Fall des Abf. 4 hätte überhaupt nicht als möglich gedacht werden 
können, außer beim Uebergange aus einer Wahlperiode in die andere. 
Unter Seſſion oder Sitzungsperiode kann daher nur die Zeit verſtanden 
werden, welche zwiſchen dem durch kaiſerliche Anordnung erfolgenden 
Beginne und Schluſſe einer Reihe von Sitzungen (im Gegenſatze zu 
einer bloßen Vertagung des Hauſes) verſtreicht, und welche der Regel 
nach mit der verfaſſungsmäßigen Jahresſeſſion zuſammenſällt. In diefem 
Sinne ſpricht z. B. § 9 des Geſetzes über die Geſchäftsordnung des 
Reichsrathes vom 12. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 94, von der 
„laufenden Jahresſeſſion“, das Geſetz über die Behandlung umfang⸗ 
reicher Geſetzentwürſe vom 30. Juli 1867, R. G. Bl. Nr. 104, im 
$ 11 von der „Schließung der Seſſion des Reichsrathes“, in 88 12 
und 14 von der Wirkſamkeit eines „über die Dauer der Seſſion oder 
während der Vertagung des Reichsrathes beſtellten“ oder „thätigen“ 
Ausſchuſſes, im § 12, Abſ. 3 davon, daß während der „Seſſion von 
Landtagen“ Sitzungen eines ſolchen Ausſchuſſes nicht ſtattfinden. Im 
gleichen Sinne ſprechen $ 9 des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung 
im 8 5 der Geſchäſtsordnung des Abgeordnetenhauſes von der Beſtel⸗ 
lung des Präſidiums für die Seſſion, welcher die letztere ausdrücklich 
die „Wahlperiode“ gegenüberſtellt. Es hat daher die Verhandlung und 
Verurtheilung im vorliegenden Falle außerhalb der Seſſion ſtattgefunden 
und konnte hiedurch das Recht des Landtages nicht verletzt werden. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde wurde vom k. k oberſten Gerichts⸗ 
als Caſſationshofe mit Entſcheidung vom 14. December 1883, Z. 18.272, 
verworfen. — Gründe: 

. . Nach dem Geſetze vom 3. October 1861, R. G. Bl. 
Nr. 98, dürfen nur „während der Dauer der Seſſion (tornata)“ die 
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Mitglieder der Landtage ohne Zuſtimmung des Hauſes nicht verfolgt 
werden und muß, wenn dieſes es verlangt, die etwa gegen eines der⸗ 
ſelben ſtattfindende Verfolgung für die ganze Sitzungsperiode (periodo 
della session) aufgeſchoben werden. Keiner dieſer beiden Fälle iſt 
bezüglich des Angeklagten eingetreten, da kein Zweifel darüber beſtehen 
kann, daß die vom Geſetze gebrauchten Ausdrücke „Seſſion“ und 
„Sitzungsperiode“ ganz gleichbedeutend ſind und daß darunter nichts 
Anderes verſtanden wird, als der Zeitraum, während welchem der 
Landtag durch Allerhöchſtes Reſcript zu ſeiner Thätigkeit berufen iſt, 
und welche von dem Augenblicke, für welchen der Landtag einberufen 
iſt, bis zu demjenigen läuft, wo er auf Allerhöchſte Anordnung ge⸗ 
ſchloſſen wird. Da nun nicht einmal behauptet wird, daß der tiroliſche 
Landtag zur Zeit des Verſahrens gegen den Angeklagten in Thätig⸗ 
keit und nicht vielmehr auf Allerhöchſte Anordnung geſchloſſen war, 
fehlt die Vorausfetzung für die vom Angeklagten in Anſpruch genom⸗ 
mene Immunität. 


Geſetze und Verordnungen. 


1883. I. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs: 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 
Nr. 18. Ausgeg. am 24. Februar. 

Verbot der Zeitſchrift: „Barababao“. H. M. Z. 6476. 22. Februar. 

Evidenzhaltung der Beſtimmungen und Tarife für die in⸗ und ausländiſche 
Correſpondenz der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen. H. M. Z. 2294. 14. Februar. 

Aenderung im Briefpoſttarife. H. M. Z. 5427. 15. Februar. 

Nr. 19. Ausgeg. am 28. Februar. 

Hinausgabe eines neuen Fahrpoſttarifes „Schweden“. H. M. Z. 43.697 
ex 1882. 8. Februar. 

Leitung der Briefpoſtſendungen an das k. und k. öſterreichiſch⸗ungariſche 
Conſulat in Ruſtſchuk. H. M. Z. 4977. 16. Februar. 

Beförderung von Packeten ohne und mit Werthangabe nach Groß- 
britannien und Irland. H. M. Z. 5789. 16. Februar. 

Nr. 20. Ausgeg. am 1. März. 

Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphentarif-Zuſammenſtellung. 
H. M. Z. 4233. 21. Februar. 

Nr. 21. Ausgeg. am 4. März. 

Vorſchriften, betreffend die ärariſchen Straßen⸗Poſtfuhrwerke, Wagen⸗ 
Matertalien und⸗Requiſiten bei den k. k. Poſtämtern. H. M. Z. 36.637 ex 1882. 
25. Jänner. 

Nr. 22. Ausgeg. am 6. März. 

Kundmachung des Specialübereinkommens, geſchloſſen zwiſchen den Tele⸗ 
graphenverwaltungen Oeſterreich⸗Ungarns einerſeits und der türkiſchen Telegraphen⸗ 
verwaltung anderſeits zur Regelung ihrer dienſtlichen Beziehungen, der dies⸗ 
bezüglichen Declaration ſowie des techniſchen Uebereinkommens. H. M. Z. 41.935 


ex 1882. 
Nr. 23. Ausgeg. am 8. März. 


Verzeichniß über die weiters als Sammelſtellen beſtimmten Poſtämter 
und Eröffnungstermin für den Beginn des Poſtſparcaſſendienſtes bei denſelben 
H. M. Z. 375. 28. Februar. 

Nr. 24. Ausgeg. am 10. März. 

Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. Z. 6743. 24. Februar. 

Einführung von Briefen mit Werthangabe im Verkehre mit Tunis. H. M. 
Z. 6175. 28. Februar. 

Annullirungen und Abänderungen des Beförderungsweges von Telegrammen. 
H. M. Z. 42.916 ex 1882. 16. Februar. 


Nr. 25. Ausgeg. am 12. März. 

Poſtdampfſchiffverbindungen Europas nach den übrigen Erdtheilen pro 
1883. H. M. Z. 3324. 8. Februar. 

Austauſch von Poſtpacketen im Verkehre mit Mayotta, Noſſi⸗Be und 
St. Maria de Madagaskar. H. M. Z. 6173. 24. Februar. 

Behandlung von Telegrammen nach Adreßorten, in welchen ſich nebſt der 
Staats⸗Telegraphenſtation eine Eiſenbahn⸗Betriebsſtation befindet. H. M. Z. 43.136 
ex 1882. 20. Februar. 

Abfertigung von Dienſtnotizen (avis de service) in franzöfiſcher Sprache 
ſeitens der Telegraphen⸗Nebenſtationen. H. M. Z. 42.064 ex 1882. 21. Februar. 
Nr. 26. Ausgeg. am 14. März. 

Wiedereröffnung der Dampfſchiffahrt auf der unteren Donau. H. M. 
Z. 8089. 6. März. 


Aenderung im Fahrpoſttarife „Großbritannien und Irland“. H. M. Z. 7792. 
28. Februar. 

Errichtung eines Poſtamtes in Wygoda. H. M. Z. 5434. 28. Februar. 

Errichtung von k. k. Militärpoſtämtern in Bosnien. H. M. Z. 6408. 
2. März. 

Portofreiheit der Poſtſendungen der Trieſter Filiale des k. k. Telegraphen⸗ 
Correſpondenzbureau. H. M. Z. 2874. 5. März. 

Nr. 27. Ausgeg. am 17. März. 

Verhalten, wenn im Morſe⸗Dienſte der Geber eines Telegrammes deſſen 
Collationirung verlangt und der Nehmer dieſelbe verweigert. H. M. Z. 3496. 
23. Februar. 

Errichtung eines Poſtamtes in Biſchoffeld bei Knittelfeld. H. M. Z. 5521. 
6. März. 

Nr. 28. Ausgeg. am 18. März. 

Aenderung des Verſahrens mit Poſtnachnahmeſendungen im Poſtverkehre 
von Oeſterreich⸗Ungarn, ſowie nach dem Oceupationsgebiete und Aufhebung der 
Nachnahmekarten. H. M. Z. 6379. 4. März. 


Nr. 29. Ausgeg. am 20. März. 
Hinausgabe eines Unterrichtes über die Behandlung der Cautionen bei 
den k. k. Poſtdirectionen und Poſtdirectionscaſſen. H. M. Z. 40.118 ex 1882. 


21. Jänner. 
Nr. 30. Ausgeg. am 24. März. 


Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren pro 
II. Quartal 1883. H. M. Z. 8654. 9. März. 
Aenderung im Briefpoſttarife. H. M. Z. 7787. 9. März. 
Nr. 31. Ausgeg. am 25. März. 
Austauſch von Poſtpacketen im Verkehre mit den Niederlanden. H. M. 
2. 9156. 9. März. 
Zulaſſung von Correſpondenzkarten mit bezahlter Antwort im Verkehre 
mit Schweden. H. M. Z. 9315. 14. März. 
Aenderung im Briefpoſttarife. H. M. Z. 9502. 13. März. 
Nr. 32. Ausgeg. am 27. März. 


Ermächtigung des königl. ungariſchen Aerarialpoſtamtes „Szabadka Bahn⸗ 
hof“ zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von 
Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 8228. 14. März. 

Vertheilung der Nachträge zu dem vom internationalen Telegraphenbureau 
in Bern herausgegebenen alphabetiſchen Verzeichniſſe der Telegraphenbureaux. 
H. M. 3. 9371. 13. März. 

Nr. 33. Ausgeg. am 29. März. 

Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für das Sommerſemeſter 1883, d. i. für 
die Zeit vom 1. April bis Ende September 1883. H. M. Z. 5189. 15. März. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Schweden“. H. M. Z. 9558. 20. März. 

Nr. 34. Ausgeg. am 31. März. 

Verbot der Zeitſchrift: „Dacia viitvare“. H. M. Z. 11.225. 29. März. 

Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. Z. 10.243. 21. März. 

Combinirung der als leitende Behörden für den Poſt⸗ und Telegraphen- 
dienſt in den occupirten Ländern derzeit noch getrennt und ſelbſtſtändig ſungirenden 
Directionen, nämlich der Militär⸗Poſt⸗ und der Militär⸗Telegraphen⸗Directionen 
in Serajewo. H. M. Z. 10.072. 22. März. 

Nr. 35. Ausgeg. am 3. April. 

Unterricht über das bezüglich der Staffetten zu beobachtende Verfahren. 

H. M. Z. 40.042 ex 1882. 17. März. 


Nr. 36. Ausgeg. am 6. April. 
Errichtung eines Poſtamtes in Radgoszez. H. M. Z. 10.422. 25. März. 
Poſtdampfſchiffverbindungen zwiſchen Deutſchland und Norwegen. H. M. 
Z. 10.835. 28. März. 
Nr. 37. Ausgeg. am 8. April. 
Hinausgabe eines neuen Fahrpoſttarifes „Frankreich“. H. M. Z. 4771. 
28. Februar. 
Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphentarif⸗Zuſammenſtellung. 
H. M. Z. 8968. 22. März. 
Nr. 38. Ausgeg. am 9. April. 
Aenderung in der Numerirung und Rangirung der k. k. 
Eiſenbahnpoſtämter (Bahnpoſten). H. M. Z. 5981. 28. März. 
Nr. 39. Ausgeg. am 10. April. 
Verbot der Zeitſchrift: „Pozor“. H. M. Z. 12.288. 6. April. 
Verbot der Zeitung: „Il Pungolo“. H. M. Z. 12.289. 6. April. 


fahrenden 
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Verzeichniß über die weiters als Sammelſtellen beſtimmten Poſtämter 
H. M. Z. 553. 4. April. 

Auflaſſung des Poſtamtes Cernikal und Verlegung des Poſtamtes Covedo 
nach Decani. H. M. Z. 10.707. 50. März. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. und k. Miniſterreſidenten und Generalconſul 
erſter Claſſe Otto Freiherrn Mayer von Gravenegg anläßlich deſſen Penſio⸗ 
nirung den Titel und Charakter eines außerordentlichen Geſandten und bevoll⸗ 
mächtigten Miniſters verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Beruſung des Generalconſuls in Genua Mini⸗ 
ſterialrathes Franz Ritter von Soretic zur Leitung des Generalconſulates in 
Tunis, ſowie jene des Generalconſuls in Leipzig Miniſterialrathes Dr. Karl 
Ritter von Scherzer zur Leitung des Generalconſulates in Genua, beide in 
gleicher Eigenſchaft genehmigt. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtrathe Hugo Meindl in Linz anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberpoſtrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär Franz Hennevogl von Eben⸗ 
burg taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Ernſt Hranatſch in Wien anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberbaurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär Joſeph Jerman anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Leopold Kaukal zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Kärnten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwach⸗Oberinſpector Martin Fiala, 
ferner den Finanz⸗Obercommiſſär Gotthardt Dubsky, dann den mit Titel und 
Charakter eines Finanzrathes bekleideten Finanzſecretär Johann Kalina, endlich 
den Steuer⸗Oberinſpertor Adalbert Lemoch zu Finanzräthen der Prager Finanz⸗ 
Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär der böhmiſchen Finanz⸗ 
Landesdirection Edmund Bernatzky, dann die Concipienten der niederöſterreichi⸗ 
ſchen Finanzprocuratur Dr. Auguſt Ritter Engel von Mainfelden und Dr. 
Franz Hornung zu Miniſterialconeipiſten im Finanzminiſterium ernanut. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtcontrolor Johann Koſſonoga in 
Lemberg zum Oberpoſtverwalter in Stauislau und den Telegraphen⸗Oberamts⸗ 
controlor Johann Kromp in Lemberg zum Oberpoſtcontrolor daſelbſt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Forſtaſſiſtenten Joſeph von Webern 
zum Forſt⸗Inſpectionsadjuncten in Tirol ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Förſter Franz Jaſchke und die k. k. 
Forſtaſſiſtenten Joſeph Gold und Heinrich Neumann zu Forſt⸗Inſpections⸗ 
adjuncten für Böhmen ernannt. 


Erledigungen. 


Zwei Phyſicusſtellvertreterſtellen und zwei ärztliche Afſiſtentenſtellen des 
Phyſicates des Magiſtrates der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, erſtere 
mit je 2500 fl. Gehalt jährlich und 30 Percent Quartiergeld, letztere mit je 
einer Remuneration von 600 fl. jährlich, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 84.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Gmunden 
mit 600 fl. Jahresgehalt und Activitätszulage, bis 5. Mai. (Amtsbl. Nr. 84.) 

Proviſoriſche Kreisthierarztſtellen in Bosnien und der Herzegowina in der 
zehnten Rangsclaſſe mit je 800 fl. Jahresgehalt, 100 fl. Quartiergeld und 300 fl. 
Zulage, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 85.) 

Secundararztesſtelle der mediciniſchen Abtheilung des St. Johannsſpitales 
in Salzburg mit 600 fl. Adjutum jährlich und freier Wohnung, bis 10. Mai. 
(Amtsbl. Nr. 86.) 

Statthaltereiraths⸗ und Landes⸗Sanitätsreferentenſtelle bei der k. k. Statt⸗ 
halterei in Prag mit den Bezügen der ſechsten Rangsclaſſe, bis 25. April. 
(Amtsbl. Nr. 86.) 


Ausſchreibung einer Stadtrathsſtelle in Zglau. 


Gehalt 1600 fl. und 10% in die Penſion einrechenbare Quinquennal⸗ 
zulagen. Penſionsfähigkeit wie bei Staatsbeamten; Anrechenbarkeit der früheren 
penſionsfähig verbrachten Dienſtzeit. Anſtellungsbedingungen: 1. Juridiſch⸗poli⸗ 
tiſche Studien mit drei theoretiſchen Staatsprüfungen oder Doctorgrad. 2. Nach⸗ 
weis der praktiſchen Verwendung im politiſchen oder Juſtizdienſte und praktiſche 
politiſche Prüfung oder Richteramtsprüfung, eventuell Advocaturs⸗ oder Notariats⸗ 
praxis mit entſprechender Prüfung. 3. Alter unter 40 Jahren. 4. Ausdrückliche 
Erklärung im Geſuche, ſich nach Zutheilung verwenden zu laſſen. — Bewerber, 
die im Dienſte von Städten mit eigenem Statut geſtanden, haben Vorzug. — 
Geſuche bis zum 15. April l. J. bei dem Gemeinderathe Iglau einzureichen. 


Bürgermeiſter Joſef Stäger. 


Der heutigen Nummer liegt ein ſchön ausgeſtatteter 
Proſpect von der Buchhandlung Moritz Perles in Wien, I., Bauern⸗ 
markt Nr. II, über die bekannten Geſetzes⸗Ausgaben, herausgegeben 
von Dr. Leo Geller, bei, auf welchen wir uuſere geehrten Leſer be— 
ſonders aufmerkſam machen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


